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Abteilung -
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Bemerkung -
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Deskriptoren Finanzielle Förderung fachärztlicher

Weiterbildungen
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Facharzt für Sprach-, Stimm- und
kindliche Hörstörungen
Facharzt für Phoniatrie und Pädaudiologie
Förderfähigkeit
Entscheidungsspielraum
 

Leitsätze Als förderungsfähige Fachgebiete
kommen nur die in der Anlage I der
Richtlinie zur Förderung weiterer
fachärztlicher Weiterbildungen
aufgenommenen Fördergebiete in
Betracht.

Dabei umfasst das in Anlage I genannte
Fördergebiet der Hals-Nasen-
Ohrenheilkunde nur die Weiterbildung
zum Facharzt für Hals-Nasen-
Ohrenheilkunde, nicht hingegen die
Weiterbildung zum Facharzt für Sprach-,
Stimm- und kindliche Hörstörungen oder
zum Facharzt für Phoniatrie und
Pädaudiologie.
 

Normenkette § 79 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB V
§ 75a Abs. 4 Satz 1 SGB V
Richtlinie zur Förderung weiterer
fachärztlicher Weiterbildungen der KVH 
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2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen.

Die KlÃ¤gerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten um die finanzielle FÃ¶rderung einer Ã¤rztlichen
Weiterbildungsassistentin.

Die KlÃ¤gerin ist mit einer HNO-Praxis in A-Stadt vertragsÃ¤rztlich tÃ¤tig.

Mit Bescheid vom 07.04.2011 ermÃ¤chtigte die LandesÃ¤rztekammer Hessen die
KlÃ¤gerin zur Weiterbildung im Gebiet â��Hals-Nasen-Ohrenheilkundeâ��.

Mit Datum vom 12.07.2021 stellte sie fÃ¼r Frau Dr. med. D. einen Antrag der
Genehmigung zur BeschÃ¤ftigung einer Ã�rztin in Weiterbildung und der
finanziellen FÃ¶rderung.

Die Beklagte erteilte mit Bescheid vom 25.08.2021 (Bl. 26 â�� 27 Verwaltungsakte)
die Genehmigung fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung von Frau D. als Ã�rztin in Weiterbildung
in der Zeit vom 01.09.2021 bis 31.03.2023 im Umfang von 24 Stunden im Gebiet
â��Hals-Nasen-Ohrenheilkundeâ�� in der klÃ¤gerischen Praxis. In dem Bescheid
wies sie darauf hin, dass bezÃ¼glich des Antrages auf GewÃ¤hrung eines
Zuschusses fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung der Ã�rztin in Weiterbildung eine gesonderte
Mitteilung ergehen werde.

Mit Schreiben vom 01.09.2021 fragte die KlÃ¤gerin hinsichtlich der Genehmigung
und FÃ¶rderung an und teilte mit, bislang keinen Bescheid erhalten zu haben,
weshalb der Arbeitsbeginn auf den 01.01.2021 verschoben worden sei.

Die Beklagte erlieÃ� am 04.10.2021 einen neuen Bescheid und passte darin die
Genehmigung auf den Zeitraum 01.10.2021 bis 30.04.2023 an.

Mit Bescheid vom 18.10.2021 wiederum lehnte sie die finanzielle FÃ¶rderung der
Weiterbildung Sprach-, Stimm- und kindliche HÃ¶rstÃ¶rungen fÃ¼r Frau Dr. med. D.
ab. Die Ablehnung begrÃ¼ndete sie damit, dass ausweislich der Richtlinie zur
finanziellen FÃ¶rderung weiterer fachÃ¤rztlicher Weiterbildungen ausschlieÃ�lich
die in Anlage I der Richtlinie aufgefÃ¼hrten FÃ¶rdergebiete fÃ¶rderfÃ¤hig seien.
Das Weiterbildungsgebiet â��Sprach-, Stimm- und kindliche HÃ¶rstÃ¶rungenâ��
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werde jedoch nicht in der Anlage I aufgefÃ¼hrt, sodass die Voraussetzungen fÃ¼r
eine finanzielle FÃ¶rderung der Weiterbildung leider nicht erfÃ¼llt seien.

Die KlÃ¤gerin legte hiergegen Widerspruch ein und begrÃ¼ndete diesen damit,
dass der Umfang des Weiterbildungsgebiets Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, wie es in
der Richtlinie (Anlage 1) aufgefÃ¼hrt sei, ihrer Ansicht nach nur so rechtskonform
und sinnvoll zu verstehen sei, dass das Weiterbildungsgebiet auch den Facharzt
fÃ¼r Sprach-, Stimm- und kindliche HÃ¶rstÃ¶rungen mitumfasse. GemÃ¤Ã� der
Weiterbildungsordnung fÃ¼r Ã�rztinnen und Ã�rzte in Hessen aus dem Jahre 2005,
der die Ausbildung von Frau D. unterliege, sei der Facharzt fÃ¼r Sprach-, Stimm-
und kindliche HÃ¶rstÃ¶rungen mitumfasst. Die Weiterbildungsordnung umfasse
unter der Ã�berschrift â��Gebiet Hals-Nasen-Ohrenheilkundeâ�� (Nr. 9) einerseits
die Ausbildungsabschnitte und â��inhalte, die fÃ¼r die Erlangung des Facharztes
fÃ¼r Hals-Nasen-Ohrenheilkunde vorgeschrieben seien (Nr. 9.1) und andererseits
die Ausbildungsabschnitte und â��inhalte, die fÃ¼r die Erlangung des Facharztes
fÃ¼r Sprach-, Stimm- und kindliche HÃ¶rstÃ¶rungen vorgeschrieben seien (Nr. 9.2).
Frau Dr. D. strebe den Facharzt fÃ¼r Sprach-, Stimm- und kindliche
HÃ¶rstÃ¶rungen im Sinne von Nr. 9.2 der Weiterbildungsordnung an. Dies mÃ¼sse
daher im Einklang mit der Weiterbildungsordnung unter dem Begriff des
Weiterbildungsgebiets Hals-Nasen-Ohrenheilkunde fÃ¶rderungsfÃ¤hig sein.

DarÃ¼ber hinaus mÃ¼ssten die folgenden ErwÃ¤gungen unter dem Blickwinkel der
Gleichbehandlung und des Sinns und Zwecks der finanziellen FÃ¶rderung betrachtet
werden:

Erstens sei eine Ungleichbehandlung angehender FachÃ¤rzte fÃ¼r Sprach-, Stimm-
und kindliche HÃ¶rstÃ¶rungen und angehende HNO-Ã�rzte schon im Hinblick auf
den konkreten Ausbildungsgegenstand nicht gerechtfertigt, da das Ausbildungs-
Curriculum fÃ¼r den Facharzt fÃ¼r Sprach-, Stimm- und kindliche HÃ¶rstÃ¶rungen
neben Phoniatrie- und PÃ¤daudiologie-spezifischen Ausbildungsabschnitten und
-inhalten Ausbildungsabschnitte und â��inhalte allgemeiner Hals-Nasen-
Ohrenheilkunde vorsehe. Diese Ausbildungsabschnitte seien inhaltlich identisch mit
den entsprechenden Ausbildungsabschnitten und â��inhalten, die fÃ¼r die
Erlangung des Facharztes fÃ¼r Hals-Nasen-Ohrenheilkunde vorgesehen seien.

Zweitens sei eine Ungleichbehandlung auch unter dem Blickwinkel des Bedarfs und
dessen Planung nicht gerechtfertigt, da nach ihrer Kenntnis von Seiten der KV fÃ¼r
die Bemessungsgrundlage des zukÃ¼nftigen Bedarfs an HNO-FachÃ¤rzten wie auch
FachÃ¤rzten fÃ¼r Sprach-, Stimm- und kindliche HÃ¶rstÃ¶rungen nicht zwischen
beiden Facharztgruppen unterschieden werde. Aus ihrer Sicht bestehe in A-Stadt
auch eher das Bild eines deutlichen Mangels an FachÃ¤rzten fÃ¼r Sprach-, Stimm-
und kindliche HÃ¶rstÃ¶rungen, wÃ¤hrend im Fachbereich HNO eine ausreichende
Versorgung vorhanden sei. Eventuell bÃ¶te sich vorliegend auch die MÃ¶glichkeit
einer begrÃ¼ndeten Einzelfallentscheidung angesichts der besonderen
VerhÃ¤ltnisse im Zulassungsbereich A-Stadt.

Drittens sei eine Ungleichbehandlung auch unter dem Blickwinkel der Behandlung
der Kassenarztsitze nicht gerechtfertigt, denn auch hier werde nicht zwischen den
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beiden FachÃ¤rzten unterschieden. Vielmehr seien FachÃ¤rzte fÃ¼r Sprach-,
Stimm- und kindliche HÃ¶rstÃ¶rungen berechtigt, ihre TÃ¤tigkeit auf einem HNO-
Kassenarztsitz auszuÃ¼ben.

SchlieÃ�lich wÃ¼rde die Weiterbildung von Frau Dr. D. durch sie auch dem Sinn und
Zweck der finanziellen FÃ¶rderung entsprechen, da sie und Frau Dr. D. erwÃ¤gen
wÃ¼rden, langfristig eine Beteiligung an bzw. Ã�bernahme ihrer Praxis und des von
ihr gehaltenen Kassenarztsitz durchzufÃ¼hren.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 27.04.2022
zurÃ¼ck und verwies auf die Anlage I der Richtlinie zur FÃ¶rderung weiterer
fachÃ¤rztlicher Weiterbildungen. In Anlage I der fÃ¶rderfÃ¤higen
Weiterbildungsgebiete in Hessen fÃ¼r den Zeitraum 01.10.2020 bis 30.09.2022
werde als fÃ¶rderfÃ¤higes Weiterbildungsgebiet u.a. das Weiterbildungsgebiet der
Hals-, Nasen-, Ohrenheilkunde aufgefÃ¼hrt. Das Weiterbildungsgebiet der Sprach-,
Stimm- und kindlichen HÃ¶rstÃ¶rungen oder der Phoniatrie und PÃ¤daudiologie
finde sich hingegen nicht in Anlage I. Die Anlage l der Richtlinie sei nicht weit
auszulegen, indem unter dem Weiterbildungsgebiet â��Hals-Nasen-
Ohrenheilkundeâ�� auch das Weiterbildungsgebiet der â��Sprach-, Stimm- und
kindlichen HÃ¶rstÃ¶rungenâ�� zu verstehen wÃ¤re. Denn die in Anlage I der
Richtlinie aufgefÃ¼hrten fÃ¶rderfÃ¤higen Weiterbildungsgebiete wÃ¼rden sich
nach den Weiterbildungsgebieten der Weiterbildungsordnung richten. Nach Punkt 6
b) der Richtlinie wÃ¼rden die Regelungen der Weiterbildungsordnung der
hessischen LandesÃ¤rztekammer in der aktuellen Version Anwendung finden, womit
mithin die Weiterbildungsordnung fÃ¼r Ã�rztinnen und Ã�rzte in Hessen 2020
(WBO 2020) maÃ�gebend sei. Dort wÃ¼rden als Weiterbildungsgebiete
voneinander getrennt das â��Gebiet Hals-Nasen-Ohrenheilkundeâ�� (Facharzt fÃ¼r
Hals-Nasen-Ohrenheilkunde) sowie als eigenes Weiterbildungsgebiet das der
Phoniatrie und PÃ¤daudologie (Facharzt fÃ¼r Phoniatrie und PÃ¤daudologie)
aufgefÃ¼hrt. Mithin handele es sich auch nach der Weiterbildungsordnung um
jeweils eigenstÃ¤ndige Weiterbildungsgebiete mit eigenem Weiterbildungsinhalt,
auch wenn sich Teilbereiche der Weiterbildungsinhalte Ã¼berschneiden mÃ¶gen
wÃ¼rden.

Selbst wenn man auf die Weiterbildungsordnung 2005 abstellen wÃ¼rde, ergÃ¤be
sich keine andere Bewertung. Zwar werde dort unter Nr. 9 â��Gebiet Hals-Nasen-
Ohrenheilkundeâ�� zunÃ¤chst die fÃ¼r die folgenden unter Nr. 9.1 und Nr. 9.2.
genannten Fachgebiete eine gemeinsam geltende Basisweiterbildung geregelt.
Jedoch differenziere auch die WBO 2005 erkennbar die Fachgebiete durch die
Unterscheidung der in Nr. 9.1 geregelten Facharztweiterbildung fÃ¼r Hals-Nasen-
Ohrenheilkunde sowie der in Nr. 9.2 geregelten Facharztweiterbildung fÃ¼r Sprach-,
Stimm- und kindliche HÃ¶rstÃ¶rungen. Beide Fachgebiete hÃ¤tten einen
gemeinsamen Basisweiterbildungsinhalt, wÃ¼rden jedoch auch nach der WBO 2005
als eigenstÃ¤ndige Weiterbildungsgebiete behandelt. Im Ã�brigen obliege es ihrer
EinschÃ¤tzung, welche (Basis-)Weiterbildungsgebiete im Hinblick auf den
Sicherstellungsauftrag als besonders fÃ¶rderbedÃ¼rftig bewertet werden wÃ¼rden.
Da die Richtlinie auf die Weiterbildungsgebiete der Weiterbildungsordnung abstelle,
seien diese eng im Wortsinne der WBO auszulegen. Inwieweit in der Bedarfsplanung
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Fachgebiete zusammengefasst wÃ¼rden, sei fÃ¼r die Entscheidung der Verteilung
von FÃ¶rdermitteln, die ein begrenztes Finanzbudget zur Sicherstellung der
Basisversorgung zur VerfÃ¼gung stellen wÃ¼rden, nicht relevant. Die finanzielle
FÃ¶rderung ziele zudem nicht darauf ab, reibungslose PraxisÃ¼bergaben zu
ermÃ¶glichen. Ziel sei vielmehr, in AusfÃ¼llung ihres Sicherstellungsauftrags solche
Weiterbildungen zu unterstÃ¼tzen, die von ihr als besonders fÃ¶rderbedÃ¼rftiges
Fachgebiet eingeschÃ¤tzt wÃ¼rden, um in Zukunft qualifizierte VertragsÃ¤rzte
fÃ¼r die vertragsÃ¤rztliche Versorgung zu gewinnen.

Die KlÃ¤gerin hat anschlieÃ�end anwaltlich vertreten Klage erhoben. Sie ist der
Auffassung, einen Anspruch auf FÃ¶rderung gemÃ¤Ã� der Richtlinie zur FÃ¶rderung
weiterer fachÃ¤rztlicher Weiterbildungen in Verbindung mit Â§ 75a SGB V zu
besitzen. Die Richtlinie der Beklagten mache die FÃ¶rderung nicht abhÃ¤ngig
davon, dass am Ende der Weiterbildung die weiterzubildende AssistenzÃ¤rztin den
Facharzttitel â��Hals-Nasen-Ohrenheilkundeâ�� erhalte. Nach dem eindeutigen
Wortlaut gehe es um die FÃ¶rderung von Weiterbildungsabschnitten, die
bestimmten Weiterbildungsgebieten zugeordnet wÃ¼rden. Die von Frau Dr. D.
angestrebte Bezeichnung der â��FachÃ¤rztin fÃ¼r Phoniatrie und
PÃ¤daudiologieâ�� (so WBO 2020) bzw. â��FachÃ¤rztin fÃ¼r Sprach-, Stimm- und
kindliche HÃ¶rstÃ¶rungen (WBO 2005) ziele auf die ambulante Grundversorgung
der fachÃ¤rztlichen Versorgung im Sinne des Â§ 75a Abs. 9 SGB V ab.

Die Beklagte interpretiere den rechtlich eindeutigen Wortlaut der Nr. 1a der
Richtlinie restriktiv, in dem sie auf ein Ã¼ber die konkrete Weiterbildung
hinausreichendes Ziel abstelle, welches nicht fÃ¶rderungsfÃ¤hig sei. Da aber Nr. 1a
und die Anlage I ausdrÃ¼cklich auf fÃ¶rderfÃ¤hige Weiterbildungsgebiete abstelle,
also auf den Inhalt der konkret zu beurteilenden Weiterbildung, sei allein
maÃ�geblich der Bescheid der Beklagten vom 04.10.2021, mit dem der KlÃ¤gerin
die Genehmigung zur Weiterbildung der Frau Dr. D. als Ã�rztin in Weiterbildung im
Gebiet â��Hals-Nasen-Ohrenheilkundeâ�� genehmigt worden sei. Dieser Bescheid
und der Weiterbildungsplan in Verbindung mit der WeiterbildungsermÃ¤chtigung
wÃ¼rden die Beklagte verpflichten, diese Weiterbildung gemÃ¤Ã� der Richtlinie zu
fÃ¶rdern. Darauf habe sie einen Anspruch.

Die Beklagte habe die Pflicht zu prÃ¼fen, ob und inwieweit die angestrebte
Bezeichnung versorgungsrelevant sei. Hierzu habe sie an keiner Stelle auch nur
ansatzweise dargelegt, dass fÃ¼r die Versorgung im Bereich â��Phoniatrie und
PÃ¤daudiologieâ�� kein Bedarf bestehe, fÃ¼r die Versorgung im Bereich â��Hals-
Nasen-Ohrenheilkundeâ�� aber schon. So gesehen handele es sich um eine
willkÃ¼rliche Ausgrenzung, die mit dem Sinn und Zweck der FÃ¶rderpflicht nicht
Ã¼bereinstimmen wÃ¼rde. Denn auch die Weiterbildung zur FachÃ¤rztin Phoniatrie
sei ebenso â��grundversorgendâ�� wie die HNO-Heilkunde und damit ebenso
fÃ¶rderungsfÃ¤hig.Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt,
den Bescheid der Beklagten vom 18.10.2021 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 27.04.2022 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, die Weiterbildung der Frau Dr. med. D. in ihrer Praxis finanziell zu
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fÃ¶rdern.

Die Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Die Beklagte trÃ¤gt vor, die Regelung in Punkt 1m) der Richtlinie in Verbindung mit
Anlage I bringe zum Ausdruck, dass nur solche Weiterbildungsabschnitte gefÃ¶rdert
wÃ¼rden, in welchen der Arzt in Weiterbildung dann auch seinen entsprechenden
Facharzttitel erwerben wÃ¼rde. Deshalb wÃ¼rden entgegen der Auffassung der
KlÃ¤gerin gerade nicht einzelne Weiterbildungsabschnitte, unabhÃ¤ngig vom
angestrebten Facharzttitel, gefÃ¶rdert.Â 

Den Vertragspartnern auf regionaler Ebene stÃ¼nde ein weiter, gerichtlich nur sehr
eingeschrÃ¤nkt Ã¼berprÃ¼fbarer Entscheidungsspielraum zu. Die gefÃ¶rderten
FachÃ¤rzte mÃ¼ssten nach dem Wortlaut von Â§ 75a Abs. 4 Satz 2 Nr. 5 SGB V
dem Bereich der allgemeinen fachÃ¤rztlichen Versorgung angehÃ¶ren und an der
Grundversorgung teilnehmen. Der Begriff der â��grundversorgenden
FachÃ¤rzteâ�� ergebe sich dabei aus den Bedarfsplanungsrichtlinien-Ã�rzte. Dort
werde die fachÃ¤rztliche Versorgung in eine spezialisierte fachÃ¤rztliche, sowie in
eine allgemeine fachÃ¤rztliche Versorgung unterteilt. Aus den in Â§ 12 Abs.2 BeplaR-
Ã� gelisteten FachÃ¤rzten, die dort einzelnen Arztgruppen der allgemeinen
fachÃ¤rztlichen Versorgung zugeteilt seien, hÃ¤tten sich die Vertragspartner auf
diejenigen FachÃ¤rzte zu verstÃ¤ndigen, die aufgrund des bestehenden oder
zukÃ¼nftigen Mangels an Weitergebildeten besonders fÃ¶rderungswÃ¼rdig
erscheinen wÃ¼rden. Sie habe sich mit den VerbÃ¤nden der Krankenkassen auf die
in der Anlage I der Richtlinie zur FÃ¶rderung weiterer fachÃ¤rztlicher
Weiterbildungen genannten Facharztbezeichnungen geeinigt. Danach sei der
Facharzt fÃ¼r Hals-Nasen- und Ohrenheilkunde der gefÃ¶rderte Facharzttitel und
nicht die Arztgruppe. Nur wenn sie hier die Arztgruppe aufgezÃ¤hlt hÃ¤tte,
kÃ¶nnten im Sinne der Bedarfsplanungsrichtlinie die FachÃ¤rzte fÃ¼r Phoniatrie
und PÃ¤daudiologie und die FachÃ¤rzte fÃ¼r Sprach-, Stimm- und kindliche
HÃ¶rstÃ¶rungen von einer mÃ¶glichen FÃ¶rderung mitumfasst sein.

Mit VerfÃ¼gung vom 12.04.2024 hat das Gericht die Beteiligten zu einer
Entscheidung durch Gerichtsbescheid gemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) angehÃ¶rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte sowie der Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen, der
Gegenstand der Entscheidungsfindung gewesen ist.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Das Gericht konnte ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid nach Â§
105 Sozialgerichtsgesetz (SGG) entscheiden. Die Sache weist keine Schwierigkeiten
tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art auf und der Sachverhalt ist geklÃ¤rt. Der
vorliegende Fall geht nicht Ã¼ber den durchschnittlichen Schwierigkeitsgrad eines
sozialgerichtlichen Verfahrens hinaus und es ist nicht zu erwarten, dass die
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DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung neue tatsÃ¤chliche
Gesichtspunkte ergeben kÃ¶nnte. Die Beteiligten wurden mit richterlicher
VerfÃ¼gung vom 12.04.2024 zu einer Entscheidung durch Gerichtsbescheid
angehÃ¶rt.

Die als kombinierte Anfechtungs- und Verpflichtungsklage zulÃ¤ssige Klage ist
unbegrÃ¼ndet.Â 

Der Bescheid der Beklagten vom 18.10.2021 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 27.04.2022 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Sie hat keinen Anspruch auf finanzielle
FÃ¶rderung der Weiterbildung der Frau Dr. med. D. zur FachÃ¤rztin fÃ¼r Sprach-,
Stimm- und kindliche HÃ¶rstÃ¶rungen.

Rechtsgrundlage fÃ¼r die Festsetzung der finanziellen FÃ¶rderung fachÃ¤rztlicher
Weiterbildungen ist die â��Richtlinie zur FÃ¶rderung weiterer fachÃ¤rztlicher
Weiterbildungenâ�� der Beklagten vom 01.10.2016 (im Folgenden nur Richtlinie
genannt). Danach kann eine FÃ¶rderung zur BeschÃ¤ftigung eines Arztes in
Weiterbildung bei einer Weiterbildung in den Weiterbildungsgebieten entsprechend
der Anlage I der Richtlinie erfolgen.

Anlage I der Richtlinie listet die folgenden fÃ¶rderungsfÃ¤higen
Weiterbildungsgebiete auf:

Allgemeine Chirurgie
Augenheilkunde
Frauenheilkunde und Geburtshilfe
Hals-Nasen-Ohrenheilkunde
Haut- und Geschlechtskrankheiten
Innere Medizin und Angiologie
Innere Medizin und Rheumatologie
Kinder- und Jugendmedizin
Kinder- und Jugendpsychiatrie und â��psychotherapie
Neurologie
OrthopÃ¤die und Unfallchirurgie
Psychiatrie und Psychotherapie
Urologie

Diese Satzungsbestimmungen beruhen ihrerseits auf der ErmÃ¤chtigungsgrundlage
in Â§ 79 Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 i. V. m. Â§ 75a Absatz 4 Satz 1 FÃ¼nftes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB V), wonach die KassenÃ¤rztliche Bundesvereinigung mit
dem Spitzenverband Bund der Krankenkassen und der Deutschen
Krankenhausgesellschaft das NÃ¤here Ã¼ber den Umfang und die DurchfÃ¼hrung
der finanziellen FÃ¶rderung nach den AbsÃ¤tzen 1 bis 3 vereinbart, i. V. m. der auf
dieser Grundlage am 01.07.2016 in Kraft getretenen â��Vereinbarung zur
FÃ¶rderung der Weiterbildung gemÃ¤Ã� Â§ 75a SGB Vâ��.

Â§ 75a Absatz 4 Satz 2 SGB V enthÃ¤lt einen Katalog von GegenstÃ¤nden, Ã¼ber
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die insbesondere Vereinbarungen zu treffen sind. NÃ¤here Vorgaben fÃ¼r die
Ausgestaltung der finanziellen FÃ¶rderung macht das Gesetz nicht. Es Ã¼berlÃ¤sst
die Art und Weise dieser Ausgestaltung vielmehr dem Gestaltungsspielraum der
genannten Vertragspartner.

Die Vereinbarung zur FÃ¶rderung der Weiterbildung gemÃ¤Ã� Â§ 75a SGB V
enthÃ¤lt in Â§ 3 Vorgaben zur FÃ¶rderung fachÃ¤rztlicher Weiterbildungen, zum
Beispiel zur Anzahl der zu fÃ¶rdernden Weiterbildungsstellen (Absatz 2), zur
Mindestdauer einzelner Weiterbildungsabschnitte (Absatz 3), zur maximalen
FÃ¶rderdauer (Absatz 6) und zur FÃ¶rderfÃ¤higkeit einzelner Facharztgruppen
(AbsÃ¤tze 7 und 8). Die Feststellung der FÃ¶rderfÃ¤higkeit weiterer
Facharztgruppen (Absatz 8) wird auf die regionale Ebene verlagert. Â§ 4 verweist
auf weitere Regelungen in Anlagen.

In Â§ 3 der â��Anlage I â�� Verfahrenswege / operative
AusfÃ¼hrungsbestimmungen zur FÃ¶rderung der Weiterbildung im
vertragsÃ¤rztlichen Bereichâ�� (Anlage I) der Vereinbarung zur FÃ¶rderung der
Weiterbildung gemÃ¤Ã� Â§ 75a SGB V sind Regelungen zu FÃ¶rdervoraussetzungen
und FÃ¶rderantrag enthalten.

Â§ 3 Absatz 2 der Anlage I listet FÃ¶rdervoraussetzungen unter folgendem
Einleitungssatz auf:
â��Folgende Voraussetzungen der FÃ¶rderung gelten unbeschadet ergÃ¤nzender
Vorschriften der KassenÃ¤rztlichen Vereinigungen: â�¦â��
Â§ 3 Absatz 3 der Anlage I wiederum lautet: â��FÃ¼r die jeweilige Auswahl der
Facharztgruppen nach Â§ 3 der Vereinbarung zur FÃ¶rderung der Weiterbildung
kÃ¶nnen regional insbesondere die nachfolgenden Kriterien und Verfahren fÃ¼r
eine weitere Auswahl angewendet werden:
Nr. 1: Wird fÃ¼r mehrere Facharztgruppen eine FÃ¶rderfÃ¤higkeit festgestellt, kann
entsprechend der regionalen FÃ¶rderbedarfe eine Priorisierung erfolgen.
Nr. 2: Die Vergabe der vorhandenen FÃ¶rderkontingente kann quotiert werden.
Nr. 3: KÃ¶nnen wegen der Begrenztheit der fÃ¶rderungsfÃ¤higen Stellen nicht alle
AntrÃ¤ge positiv beschieden werden, erfolgt eine Vergabe nach der Reihenfolge der
AntragseingÃ¤nge. (â�¦)â��
Â§ Absatz 7 der Anlage I lautet:
â��Die KassenÃ¤rztlichen Vereinigungen kÃ¶nnen ergÃ¤nzende Vorschriften zur
Konkretisierung, Umsetzung und Einhaltung der vertraglichen Bestimmungen
erlassen.â��

Weitere Regelungen enthÃ¤lt die Vereinbarung zur FÃ¶rderung der Weiterbildung
gemÃ¤Ã� Â§ 75a SGB V hierzu nicht.

Nach dieser MaÃ�gabe durfte die Beklagte die Vorschrift in Ziff. 1 lit. a) der
Richtlinie als Satzungsrecht erlassen. Es kann dahinstehen, ob bereits aus der
allgemeinen SatzungsermÃ¤chtigung aus Â§ 79 Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 SGB V â��
gerade im hier einschlÃ¤gigen Bereich der Leistungsverwaltung â�� eine
entsprechende ErmÃ¤chtigung der Beklagten abzuleiten ist, da jedenfalls in Â§ 75a
Absatz 4 Satz 1 SGB V i. V. m. Â§ 3 Absatz 2 und Absatz 7 der Anlage I eine
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ErmÃ¤chtigungsgrundlage besteht.

Die Vorschrift in Ziff. 1 lit. a) der Richtlinie erstreckt die FÃ¶rderung auf Antrag der
vertragsÃ¤rztlichen Weiterbildungspraxis auf die in der Anlage I aufgefÃ¼hrten
Weiterbildungsgebiete. Damit konkretisiert und ergÃ¤nzt die Vorschrift die
FÃ¶rdervoraussetzungen.

Als fÃ¶rderungsfÃ¤higes Weiterbildungsgebiet listet die Anlage I die Hals-Nasen-
Ohrenheilkunde auf.Â 

Nach Auffassung der Kammer lÃ¤sst sich hieraus einzig die FÃ¶rderfÃ¤higkeit der
Weiterbildung zum Facharzt bzw. zur FachÃ¤rztin fÃ¼r Hals-Nasen-Ohrenheilkunde
ableiten, nicht hingegen die von der KlÃ¤gerin beantragte Weiterbildung zur
FachÃ¤rztin fÃ¼r Sprach-, Stimm- und kindliche HÃ¶rstÃ¶rungen bzw. zur
FachÃ¤rztin fÃ¼r Phoniatrie und PÃ¤daudiologie. Die beiden zuletzt genannten
Facharztgebiete sind nicht in der Anlage I aufgelistet, wodurch keine
FÃ¶rderfÃ¤higkeit nach der Richtlinie besteht.

Die hiergegen vorgebrachten EinwÃ¤nde der KlÃ¤gerin kÃ¶nnen allesamt nicht
Ã¼berzeugen. Die in Anlage I verwendete Bezeichnung der Hals-Nasen-
Ohrenheilkunde ist nach Auffassung der Kammer nicht als Oberbegriff fÃ¼r die
Arztgruppe der HNO-Ã�rzte zu verstehen, mit der Konsequenz, dass sÃ¤mtliche zu
der Arztgruppe gehÃ¶rende FachÃ¤rzte, hier also auch die FachÃ¤rzte fÃ¼r
Phoniatrie und PÃ¤daudiologie und die FachÃ¤rzte fÃ¼r Sprach-, Stimm- und
kindliche HÃ¶rstÃ¶rungen, mitumfasst wÃ¤ren. Eine solche Lesart der Anlage I
wÃ¼rde eine explizite Verweisung bzw. Bezugnahme auf die Arztgruppen
voraussetzen, was sich dem Wortlaut der Richtlinie nicht entnehmen lÃ¤sst.
Vielmehr zeigt die Bezeichnung der anderen Gebiete (bspw. die Verwendung des
Begriffes der Allgemeinen Chirurgie), dass die Anlage I nicht auf Oberbegriffe Bezug
nimmt, sondern nur auf die in der Anlage I konkret bezeichneten Fachgebiete. Eine
solche restriktive Auslegung ist bei einer Richtlinie zur FÃ¶rderung weiterer
fachÃ¤rztlicher Weiterbildungen fÃ¼r die nur beschrÃ¤nkte FÃ¶rdermittel zur
VerfÃ¼gung stehen, auch angezeigt.

Soweit die KlÃ¤gerin als Grundlage fÃ¼r die finanzielle FÃ¶rderung auf den
Genehmigungsbescheid der Beklagten vom 04.10.2021 abstellt, verfÃ¤ngt dies
nicht. Denn der Bescheid Ã¼ber die Genehmigung zur Weiterbildung der Frau Dr. D.
als Ã�rztin in Weiterbildung im Gebiet â��Hals-Nasen-Ohrenheilkundeâ�� trifft keine
Entscheidung Ã¼ber die finanzielle FÃ¶rderung, sondern verweist gerade darauf,
dass bezÃ¼glich des Antrages auf GewÃ¤hrung eines Zuschusses fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigung der Ã�rztin eine gesonderte Mitteilung ergeht. Eine Regelung zur
FÃ¶rderung ergibt sich hieraus nicht, sondern es bleibt alleine maÃ�geblich die
ausdrÃ¼ckliche Regelung in der Richtlinie. Insoweit besteht auch kein
Entscheidungsspielraum der Beklagten, da die dortigen Regelungen einzig eine
FÃ¶rderung in den aus der Anlage I ersichtlichen Gebieten zulÃ¤sst. Die damit
abstrakt getroffene Auswahl von fÃ¶rderungsfÃ¤higen Weiterbildungsgebieten ist
nach Auffassung der Kammer nicht zu beanstanden.

                             9 / 10



 

Ein VerstoÃ� gegen hÃ¶herrangiges Recht liegt nicht vor. Die Regelung der
Beklagten steht nicht im Widerspruch zu Â§ 75a SGB V und auch nicht zur
Vereinbarung zur FÃ¶rderung der Weiterbildung gemÃ¤Ã� Â§ 75a SGB V.
Anhaltspunkte fÃ¼r eine willkÃ¼rliche Ausgrenzung bestehen nicht, sondern die
Begrenzung einer FÃ¶rderung auf die in der Anlage I der Richtlinie genannten
Gebiete entspricht dem weiten Entscheidungsspielraum der Beklagten. Die Kammer
hat dabei nicht zu entscheiden, ob es auch alternative Regelungen zur sorgfÃ¤ltigen
Mittelverwendung im Bereich der Leistungsverwaltung bei der finanziellen
FÃ¶rderung der Ã¤rztlichen Weiterbildung gibt, die das angestrebte Ziel ebenso gut
oder gar besser erfÃ¼llen. Die gerichtliche Kontrolle ist darauf beschrÃ¤nkt, ob der
Normgeber einer Regelung mit dem von ihm gewÃ¤hlten MaÃ�stab die Grenzen
seines Gestaltungsspielraums gewahrt hat. Dies ist hier der Fall. Dass der
Gestaltungsspielraum der Beklagten auch eine FÃ¶rderung der von der KlÃ¤gerin
gewÃ¼nschten Weiterbildung rechtfertigen kÃ¶nnte, macht die derzeit geltende
Regelung in der Richtlinie der Beklagten nicht rechtswidrig.

Die Klage war daher abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG i. V. m. Â§ 154 Absatz 1 VwGO.
Der unterliegende Teil trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens.

Die ZulÃ¤ssigkeit der Berufung ergibt sich aus Â§Â§ 143, 144 SGG.
Â 

Erstellt am: 23.05.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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